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Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsätze:

1. Fotovoltaikanlagen befinden sich nicht gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1
EEG 2009 in unmittelbarer räumlicher Nähe zueinander, wenn
sie sich sowohl auf verschiedenen Grundstücken als auch auf
verschiedenen, freistehenden Gebäuden befinden.

2. Fotovoltaikanlagen auf einem oder mehreren unmittelbar an-
einander angrenzenden Gebäuden auf verschiedenen Grund-
stücken befinden sich dann in unmittelbarer räumlicher Nähe
gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009, wenn sie unter wertender
Berücksichtigung der in Nr. 5 b) der Empfehlung der Clearing-
stelle EEG 2008/491 dargestellten Kriterien Bestandteile einer
einheitlichen Installation sind.

3. Bei der Zusammenfassung mehrerer Anlagen zum Zwecke der
Vergütungsberechnung i. S. v. § 19 Abs. 1 EEG 2009 führt die
Annahme des wirtschaftlichen Grundstücksbegriffs gemäß
Nr. 3 der Empfehlung 2008/49 nur zur Aufteilung eines Grund-
stücks im grundbuchrechtlichen Sinne in mehrere Grund-
stücke i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009, nicht aber zu einer Zu-
sammenfassung mehrerer Grundstücke im grundbuchrechtli-
chen Sinne zu einem Grundstück i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1
EEG 2009.

1Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 5 b).
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In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]
– Anspruchstellerin –

2. [. . . ]
– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens und die Mitglie-
der Dr. Pippke und Dr. Winkler am 30. November 2011 aufgrund der mündlichen
Erörterung vom 3. November 2011 einstimmig folgendes Votum:

Die Installationen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie, die auf den in der Gemarkung [G. . . ]

• auf den Flurstücken [2. . . 3/14] und [2. . . 1/2] unter der An-
schrift [W. . . Straße. . . ] („Halle 1“)

• auf dem Flurstück [2. . . 3/14] unter der Anschrift [W. . .
Straße. . . ] („Halle 3“)

• auf dem Flurstück [2. . . 4/12] unter der Anschrift [W. . . Straße]
(„Halle 2“)

• auf dem Flurstück [35. . . /5] unter der Anschrift [S. . . ]
(„Halle 4“)

• auf dem Flurstück [2. . . 4/2] unter der Anschrift [A. . . ] 1 – 3
(„Halle 5“) und

• auf den Flurstücken [36. . . /4] und [2. . . 5/6] unter der Anschrift
[W. . . Straße] („Halle 6“)

gelegenen Gebäuden angebracht sind, gelten zum Zwecke der Er-
mittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten
Generator gem. § 19 EEG 2009 als vier Anlagen.

Dabei sind gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 die jeweils auf

1. den Flurstücken [2. . . 3/14] und [2. . . 1/2] unter der Anschrift
[W. . . Straße. . . ] („Halle 1“), dem Flurstück [2. . .
4/12] unter der Anschrift [W. . . Straße] („Halle 2“) und dem
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Flurstück [2. . . 3/14] unter der Anschrift [W. . . Straße. . . ] („Hal-
le 3“),

2. dem Flurstück [35. . . /5] unter der Anschrift [S. . . ]
(„Halle 4“),

3. dem Flurstück [2. . . 4/2] unter der Anschrift [A. . . ] 1 – 3 („Hal-
le 5“) und

4. den Flurstücken [36. . . /4] und [2. . . 5/6] unter der Anschrift
[W. . . Straße] („Halle 6“)

installierten PV-Anlagen für sich genommen zum Zwecke der Er-
mittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten
Generator zusammenzufassen.
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1 Tatbestand

Die Parteien sind sich uneins darüber, als wie viele Anlagen zum Zwecke der Er-1
mittlung der Vergütung im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 20092 die zunächst von der
Anspruchstellerin und nun von der Ersten, Zweiten und Dritten Solarpark [G. . . ]
betriebenen PV-Anlagen anzusehen sind.

Die verfahrensgegenständlichen PV-Anlagen sind auf sechs Hallen angebracht, die2
sich allesamt auf Flurstücken in der Gemarkung [G. . . ] befinden.

Wie sich aus den von der Anspruchstellerin eingereichten Katasterkarten und Grund-3
buchauszügen ergibt, liegt Halle 1 auf den Flurstücken [2. . . 3/14] und [2. . . 1/2];
Halle 3 liegt ebenfalls auf dem Flurstück [2. . . 3/14]. Beide Flurstücke ([2. . . 3/14]
und [2. . . 1/2]) sind auf demselben Grundbuchblatt unter derselben laufenden Num-
mer eingetragen.

Halle 2 befindet sich im Wesentlichen auf dem Flurstück [2. . . 4/12], das unter einer4
eigenen laufenden Nummer im Grundbuch gebucht ist. Nur ein kleiner Teil der
Halle 2 befindet sich auch auf dem Flurstück [2. . . 3/14].

Halle 4 liegt auf dem Flurstück [35. . . /5], welches unter einer eigenen laufenden5
Nummer im Grundbuch gebucht ist.

Halle 5 befindet sich auf dem Flurstück [2. . . 4/2], das ebenfalls unter einer eigenen6
laufenden Nummer gebucht ist.

Halle 6 liegt auf den Flurstücken [36. . . /4] und [2. . . 5/6], die auf demselben Grund-7
buchblatt unter zwei getrennten laufenden Nummern gebucht sind.

Im Grundbuch ist keine Parzellierung der genannten Flurstücke am oder nach dem8
5. Dezember 2007 eingetragen.

Die Hallen 1, 2 und 3 sind teilweise baulich miteinander verbunden: Die Hallen 29
und 3 grenzen unmittelbar aneinander an, zwischen ihnen befindet sich eine Brand-
schutzmauer. Die Halle 1 ist mit den Hallen 2 und 3 über ein Schleppdach ver-
bunden. Die Hallen 1, 2 und 3 verfügen für sich genommen jeweils über mehrere
Zugänge.
2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet
als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich
und zur Änderung damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), nachfol-
gend bezeichnet als EEG 2009, zum Zeitpunkt der Annahme des Votumsverfahrens zuletzt geändert
durch Gesetz v. 21.07.2011 (BGBl. I S. 1475).

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2011/19 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.

4

http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2011/19


Die Flurstücke, auf denen die Hallen 1, 2 und 3 stehen, sind zur einen Seite durch10
eine im Eigentum der Gemeinde stehende Straße sowie einen Fluss von den Flur-
stücken getrennt, auf denen die Hallen 4 und 5 stehen, zur anderen Seite sind sie
durch eine weitere gemeindliche Straße von dem Flurstück getrennt, auf dem sich
die Halle 6 befindet. Wegen der Einzelheiten wird auf den von der Anspruchstelle-
rin zur Akte gereichten Lageplan Bezug genommen.

Sowohl die Eigentümerin der Flur- bzw. Grundstücke, auf denen die Hallen 1 – 4 lie-11
gen ([S. . . ], laut Grundbuch), als auch der Eigentümer der Flur- bzw. Grundstücke,
auf denen die Hallen 5 und 6 liegen ([R. . . S. . . ], laut Grundbuch; [S. . . GmbH &
Co. KG] laut Nachtrags- und Übertragungsvereinbarung vom 16./17. Januar 2009),
sind gesellschaftsrechtlich mit der [S. . . Group] verbunden.

Mieterin aller sechs Hallen war zunächst die [A. . . ] der [S. . . -Gruppe]. Diese bildet12
eine Sparte der [S. . . ]. Mit der [A. . . ] schloss die Anspruchstellerin einen Pachtver-
trag über die Dachflächen der Hallen, in den sodann anstelle der [A. . . ] die [B. . . ]
eintrat, die die Hallen als Werkshallen nutzt.

Die PV-Anlagen auf allen sechs Hallen wurden von der Anspruchstellerin geplant,13
errichtet und am 16. Dezember 2009 in Betrieb genommen. Sie wurden seitdem
von ihr, unter Einsatz gemeinsamen Betriebspersonals und einer gemeinsamen Ab-
rechnungsstelle, betrieben. Nicht mehr feststellbar ist, in welcher Reihenfolge die
PV-Anlagen in Betrieb genommen wurden.

Die installierte Leistung der Fotovoltaikanlagen beträgt auf den Hallen 1 – 3 zusam-14
mengenommen etwa 1 056 kWp (davon auf Halle 1 und 3 jeweils ca. 400 kWp, auf
Halle 2 ca. 250 kWp), auf Halle 4 etwa 217 kWp, auf Halle 5 etwa 773 kWp und auf
Halle 6 etwa 372 kWp.

Die Schattenzonen um die vorhandenen Lichtkuppeln auf den Dächern sowie die15
Außenkanten der Dächer aller Hallen sowie das Schleppdach zwischen den Hallen
1, 2 und 3 sind nicht mit Modulen belegt. Wegen der Einzelheiten wird auf das von
der Anspruchstellerin zur Akte gereichte Lichtbild sowie auf die zur Akte gereichten
Dachbelegungspläne für die Hallen 1 – 6 Bezug genommen.

Die Anspruchsgegnerin wies antragsgemäß den Hallen 1 – 3 einen gemeinsamen so-16
wie den Hallen 4 – 6 jeweils einen eigenen Netzverknüpfungspunkt zu. Da sich die
Parteien einige Zeit später über die Frage auseinandersetzten, ob die auf den Hallen
4 – 5 angebrachten PV-Anlagen ebenfalls als eine Anlage i. S. d. § 19 Abs. 1 EEG 2009
anzusehen seien, bat die Anspruchstellerin die Anspruchsgegnerin mit Schreiben
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vom 28. August 2009 um eine Zusammenfassung der Netzverknüpfungspunkte für
die PV-Anlagen auf Halle 4 und 5. Die Anspruchstellerin meldete weiterhin am
3. Dezember 2009 die PV-Anlagen auf den Hallen 1 – 3, auf den Hallen 4 – 5 sowie
auf Halle 6 als drei Fotovoltaikanlagen bei der Bundesnetzagentur, die diese auch als
drei Fotovoltaikanlagen registrierte.

Im Jahre 2009 übernahmen die Erste Solarpark [G. . . ] den Betrieb der PV-Anlagen17
auf den Hallen 1 – 3, die Zweite Solarpark [G. . . ] den Betrieb der PV-Anlagen auf den
Hallen 4 – 5 sowie die Dritte Solarpark [G. . . ] den Betrieb der PV-Anlagen auf Halle
6 insofern, als die Einspeisevergütungen für den in den jeweiligen PV-Installationen
erzeugten Strom fortan diesen Gesellschaften zustehen sollten. So traten laut Abtre-
tungsanzeigen der [D. . . -Bank] an die Anspruchsgegnerin vom 3. Dezember 2009
die Erste, Zweite und Dritte Solarpark [G. . . ] (im Folgenden: Betreibergesellschaf-
ten) am 3. Dezember 2009 „ihre“ sämtlichen bestehenden und künftigen Ansprü-
che gegen die Anspruchsgegnerin aus der Einspeisung von dem in den verfahrensge-
genständlichen PV-Anlagen erzeugten Strom jeweils an die [D. . . -Bank] ab, welche
die PV-Anlagen finanzieren sollte. Dabei wies die [D. . . -Bank] mit Schreiben vom
23. Februar 2010 die Anspruchsgegnerin an, die Einspeisevergütungen bis auf ge-
genteilige Weisung weiterhin an die Betreibergesellschaften zu überweisen. Bereits
aufgrund der Nachtrags- und Übertragungsvereinbarung vom 16. bzw. 27. Januar
2009 waren die Betreibergesellschaften für die Anspruchstellerin in den Pachtvertrag
mit der [B. . . ] über die Dachflächen der Hallen 1 – 6 eingetreten.

Einzelvertretungsberechtigte und Komplementärin der Zweiten und Dritten Solar-18
park [G. . . ] und zunächst auch der Ersten Solarpark [G. . . ] ist bzw. war die [T. . . ].
Kommanditistin der Zweiten Solarpark [G. . . ] und zunächst auch der Ersten Solar-
park [G. . . ] ist bzw. war die [t. . . ]. Die Erste Solarpark [G. . . ] firmiert inzwischen
unter [S. . . & Co. KG]; deren Komplementärin ist die [S. . . I. . . ], deren Kommandi-
tistin die [S. . . K/. . . ]. Kommanditist der Dritten Solarpark [G. . . ] ist eine natürli-
che Person. Alle drei Betreibergesellschaften haben dieselbe Geschäftsbesorgerin, die
[t. . . AG].

Ebenfalls im Jahr 2009 veräußerte die Anspruchstellerin auf Grundlage der zur Ak-19
te gereichten Projektkaufverträge Nr. 4, 5 und 6, jeweils vom 12. und 23. Juni 2009,
die PV-Anlagen auf den Hallen 1 – 6 an die [t. . . GmbH], die in diesen Verträgen
„Investorin“ genannt wird und laut der Vertragspräambel Beteiligungsmodelle ins-
besondere im Bereich der erneuerbaren Energien entwickelt. Der Projektkaufpreis
ist u. a. jeweils an die Höhe der realisierbaren Einspeisevergütungen gekoppelt. Die
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Projektkaufverträge enthalten zudem das Angebot der Anspruchstellerin, die War-
tung und Betriebsführung der PV-Anlagen zu übernehmen.

Nach den Projektkaufverträgen sollten die Betreibergesellschaften Anlagenbetreibe-20
rinnen und Berechtigte des Anspruchs auf Zahlung der Einspeisevergütungen gegen
die Anspruchsgegnerin bleiben. So sollen laut Schreiben vom 29. März 2010 der An-
spruchstellerin an die Anspruchsgegnerin sowie laut Schreiben vom 31. März 2010
der Geschäftsbesorgerin der Betreibergesellschaften an die Bundesnetzagentur nach
dem „Betreiberwechsel“ die Einspeisevergütungen nicht mehr der Anspruchstelle-
rin, sondern den Betreibergesellschaften zustehen, während die Anspruchstellerin
lediglich Betriebsführerin der PV-Anlagen geblieben sei.

Im Anschluss an eine zwischen der Anspruchstellerin und der Anspruchsgegnerin21
am 14. Oktober bzw. am 1. Dezember 2009 geschlossene Verfahrensübereinkunft
zur Durchführung eines Votumsverfahrens bei der Clearingstelle EEG schlossen
die Anspruchstellerin und die Betreibergesellschaften – Letztere vertreten durch die
[T. . . ] – eine Vereinbarung vom 11. bzw. 12. Februar 2010, in der die Anspruch-
stellerin zur Durchführung eines Votumsverfahrens vor der Clearingstelle EEG als
Prozessstandschafter ermächtigt wurde. Weiterhin schlossen die Anspruchstellerin,
die Anspruchsgegnerin sowie die Betreibergesellschaften – Letztere vertreten durch
die [T. . . ] – eine Vereinbarung vom 22. bzw. 27. April bzw. vom 6. Mai 2010 über
verschiedene Punkte im Zusammenhang mit der Durchführung des Votumsverfah-
rens und den Wirkungen des Votums, in der sich alle Vertragsparteien u. a. darüber
einigten, dass die Anspruchstellerin das Votumsverfahren in Prozesstandschaft für
die Betreibergesellschaften durchführen solle. Mit Schreiben vom 11. Mai 2010 be-
stätigte die [D. . . -Bank] gegenüber der Anspruchsgegnerin ihre zustimmende Kennt-
nisnahme zum Inhalt dieser letzten Vereinbarung.

Die Anspruchstellerin behauptet, die Hallen 1 – 3, die Hallen 4 – 5 und die Halle22
6 bzw. die daran angebrachten PV-Anlagen seien von je einer eigenen Gesellschaft
finanziert worden; insbesondere seien die PV-Anlagen entgegen der Ansicht der
Anspruchsgegnerin nicht von der [t. . . GmbH] finanziert worden, da diese die PV-
Anlagen erst nach deren Errichtung und Inbetriebnahme erworben habe.

Die Anspruchstellerin ist der Ansicht, dass es sich zum Zwecke der Vergütungser-23
mittlung um vier, hilfsweise um drei Anlagen i. S. d. § 19 Abs. 1 EEG 2009 hande-
le: Die PV-Installationen auf Halle 1 – 3 seien als eine gemeinsame Anlage, die PV-
Installationen auf Halle 4 – 5 als zwei eigenständige, hilfsweise als eine gemeinsame,
und die PV-Installation auf Halle 6 als eine eigenständige Anlage anzusehen.
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So lägen die Hallen 2, 4, 5 und 6 auf unterschiedlichen Flurstücken und damit gemäß24
§ 4 Abs. 1 GBO3 auf unterschiedlichen Grundstücken im Sinne des Grundbuch- und
Katasterrechts. Allenfalls die PV-Anlagen auf den Hallen 1 und 3 lägen im Sinne
des § 19 Abs. 1 EEG 2009 „auf demselben Grundstück“, da die Halle 1 teilweise auf
demselben Flurstück belegen sei wie die Halle 3.

Darüber hinaus könne ausnahmsweise ein Grundstück im wirtschaftlichen Sinne25
oder auch eine „sonstige räumliche Nähe“ im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009 in Be-
zug auf die PV-Anlagen auf den Hallen 1, 2 und 3 angenommen werden, da die Hal-
len 1 – 3 unmittelbar aneinandergrenzten, baulich verbunden seien und einheitliche
Versorgungseinrichtungen und Zuleitungen zu einem einheitlichen Netzverknüp-
fungspunkt aufwiesen.

Die Hallen 4, 5 und 6 seien indes alleinstehende Gebäude. Eine Grundstückseinheit26
im Sinne des wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes lasse sich in Bezug auf die PV-
Anlagen auf diesen drei Hallen oder sogar auf allen sechs Hallen nicht allein daraus
herleiten, dass alle PV-Anlagen von der Anspruchstellerin errichtet wurden.

Zudem könnten zur Begründung einer wirtschaftlichen Grundstückseinheit in Be-27
zug auf diese drei oder in Bezug auf alle sechs Hallen weder der steuerrechtliche
Anlagen- und Betriebsstättenbegriff noch das „räumlich zusammenhängende Be-
triebsgebiet“ im Sinne des § 110 Abs. 1 Nr. 1 EnWG a. F.4 herangezogen werden:
Zum einen liege den Steuergesetzen und dem EnWG ein anderer Regelungsinhalt
und -zusammenhang zugrunde als dem EEG, zum anderen sei das Abstellen auf ein
Betriebsgrundstück oder eine Betriebsstätte nicht geeignet, das Ziel von § 19 Abs. 1
EEG 2009 – das Anlagensplitting zu verhindern – zu erreichen. Selbst wenn die Fra-
ge der Betriebsstätte relevant sei, sei im vorliegenden Fall zweifelhaft, ob eine oder
mehrere Betriebsstätten vorlägen. Dabei könne insbesondere nicht der ursprünglich
von der Anspruchstellerin einheitlich für alle Hallendächer abgeschlossene Dach-
Pachtvertrag dazu führen, dass für die Zwecke des § 19 Abs. 1 EEG 2009 ein ein-
heitliches Betriebsgelände und damit ein einziges „Grundstück“ im wirtschaftlichen
Sinne vorliege. Da § 19 Abs. 1 EEG 2009 eine Anlagenzusammenfassung unabhängig
3Grundbuchordnung (GBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. 05.1994 (BGBl. I S. 1114),
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 11. 08.2009 (BGBl. I S. 2713).

4Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), in der Fassung bis ein-
schließlich zur Änderung durch Art. 4 des Gesetzes zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie
im Eichgesetz sowie im Geräte- und Produktsicherheitsgesetz und zur Änderung des Verwaltungs-
kostengesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und des Energieleitungsausbaugesetzes v. 07.03.2011
(BGBl. I S. 338). § 110 EnWG wurde durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften vom 26. 07.2011 (BGBl. I S. 1554) geändert.
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von den Eigentumsverhältnissen vorsehe, könne es erst recht nicht auf Pacht- oder
Mietverhältnisse ankommen.

Die Hallen 4 – 5 zum einen und die Halle 6 zum anderen befänden sich zudem auch28
nicht in unmittelbarer räumlicher Nähe zueinander bzw. zu den Hallen 1 – 3. Denn
weder grenzten das Grundstück, auf dem sich die Halle 6 befinde, noch die Grund-
stücke, auf denen sich die Hallen 4 und 5 befänden, unmittelbar an die gegenseitigen
Grundstücke noch an die Grundstücke mit den Hallen 1 – 3 an.

Eine unmittelbare räumliche Nähe könne zwar bei den Hallen 4 – 5 angenommen29
werden, da diese auf aneinandergrenzenden Grundstücken lägen. Die dahingehende
Vermutung könne allerdings durch weitere Kriterien widerlegt werden. Auch wenn
die PV-Anlagen auf beiden Hallen identische Betreiber, Errichter, Projektierer, Her-
steller und Einsatzstoffe aufwiesen, befänden sie sich auf alleinstehenden Gebäuden,
was nach der Empfehlung 2008/495 unabhängig von Parzellierungs- oder Inbetrieb-
nahmedaten prima facie gegen die Umgehung von Vergütungsschwellen und somit
gegen eine Zusammenfassung nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 spreche. Denn eine Über-
kompensation durch die getrennte Vergütung könne mangels Synergieeffekte bei der
Anbringung von PV-Anlagen auf getrennten Gebäuden nicht eintreten. Dass vom
räumlichen Zusammenhang nicht PV-Anlagen auf Gebäuden benachbarter Grund-
stücke erfasst seien, ergebe sich auch aus der Gesetzesbegründung.6 Aus denselben
Gründen seien auch die PV-Anlagen auf Halle 6 nicht mit PV-Anlagen auf den Hal-
len 4 – 5 oder 1 – 5 zusammenzufassen.

Unerheblich für die Frage der Anlagenzusammenfassung sei die Anzahl der Netz-30
verknüpfungspunkte. Während eine „Anlage“ i. S. v. § 3 Abs. 1 EEG 2009 jedes Mo-
dul sei, sei der Netzverknüpfungspunkt nicht dazu geeignet, unmittelbare räumliche
Nähe im Sinne von § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 zu vermitteln und so zu einer vergü-
tungsseitigen Zusammenfassung mehrerer „Anlagen“ zu führen.

Im Übrigen greife weder hinsichtlich der Hallen 4 – 5 noch hinsichtlich der übrigen31
Hallen der Gesetzeszweck des § 19 Abs. 1 EEG 2009, die missbräuchliche Umgehung
von Vergütungsvorschriften zu verhindern. Jeder rational und volkswirtschaftlich
denkende Investor hätte die streitgegenständlichen Anlagen so geplant wie gesche-
hen. Die Anspruchstellerin behauptet, dass bei der Gestaltung der verfahrensgegen-
ständlichen PV-Anlagen lediglich die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten genutzt
5Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 24.11.2008 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49, Leitsatz 5. (a) ii. auf S. 3 sowie S. 66.

6BT-Drs. 16/8148, S. 51, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2009/material.
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und so effizient als möglich in Anspruch genommen worden seien. Insbesondere
habe die Anzahl der auf den Hallen 1 – 6 angebrachten Modulen nicht auch auf
weniger als sechs Hallen verteilt werden können, da die auf den Hallendächern zur
Vergütung stehende Fläche bereits im technisch möglichen Umfang zur Anbringung
von PV-Modulen genutzt worden sei. So sei bautechnisch eine maximale Auflastung
der Dächer von 15 kg/m2 vorgegeben. Einer Verstärkung der Dächer habe die da-
malige Dachverpächterin als Mieterin der Hallen widersprochen, sofern dies ihren
laufenden Betrieb beeinträchtige. Die Anspruchstellerin behauptet, dass die Dächer
unter Berücksichtigung der aufgrund der vorhandenen Aufbauten – Lichtkuppeln
und Klimatechnik – belassenen Schattenzonen, der Außenkante der Dächer sowie
der zwischen den Hallen 1, 2 und 3 vorhandenen Absenkung des Daches (Schlepp-
dach) vollständig und nicht nur anteilig belegt worden seien. Dies ergebe sich auch
aus den eingereichten Dachbelegungsplänen für die Hallen 1 – 6. Die – technisch und
wirtschaftlich sinnvollen – Schattenzonen seien zudem auf Grundlage des zur Akte
gereichten Ertragsgutachtens belassen worden.

Ein alternativer Standort für die verfahrensgegenständlichen PV-Anlagen – etwa ei-32
ne größere, stabilere Halle – habe entgegen der Behauptung der Anspruchsgegnerin
nicht zur Verfügung gestanden. Den Ausschlag für die Installation der verfahrensge-
genständlichen PV-Anlagen habe zudem nicht der konkrete Standort bzw. die An-
zahl der Hallen, sondern die Bereitschaft der Hallenmieterin zur Verpachtung der
Dachflächen gegeben.

Die Anspruchsgegnerin ist der Ansicht, die PV-Anlagen auf allen sechs Hallen seien33
zum Zwecke der Vergütungsermittlung zu einer einzigen Anlage i. S. d. § 19 Abs. 1
EEG 2009 zusammenzufassen.

Zunächst lägen jedenfalls nicht mehr als drei Anlagen vor, da die Anlagen über drei34
Netzverknüpfungspunkte an das Netz angeschlossen seien. Die Netzverknüpfungs-
punkte führten möglicherweise bereits nach § 3 EEG 2009, jedenfalls aber nach § 19
Abs. 1 EEG 2009 dazu, dass maximal drei Anlagen im Vergütungssinne vorlägen.
Netzverknüpfungspunkte seien „gemeinsame Einrichtungen“, welche nach OLG
Brandenburg, Urt. v. 16. September 2010 – 12 U 79/10, mehrere Einzelanlagen zu
einer Anlage im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009 verknüpfen könnten. Auch aus der
Gesetzesbegründung zum EEG 2009 folge, dass die Nutzung gemeinsamer techni-
scher Einrichtungen zu einer vergütungsseitigen Zusammenrechnung führen könne.

Die auf den Hallendächern installierten PV-Anlagen befänden sich im Sinne von35
§ 19 Abs. 1 EEG 2009 „auf demselben Grundstück“, da ein Grundstück im Sinne des
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wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes vorliege. Sie befänden sich auf demselben zu-
sammenhängenden Betriebsgelände der [B. . . ]. Bereits der Umstand, dass das ganze
Gelände von der [B. . . ] wirtschaftlich genutzt werde, lege ein Grundstück im wirt-
schaftlichen Sinne nahe. Auch der für alle Hallen einheitliche Pachtvertrag über die
Dachflächen, den zunächst die Anspruchstellerin mit den Grundstückseigentümern
abgeschlossen habe, spreche für das Vorliegen eines einheitlichen Betriebsgeländes.

Weiterhin gehörten die PV-Anlagen als Teil eines Solarparks einer einheitlichen „Be-36
triebsstätte“ im Sinne von § 3 Abs. 1 der 4. BImschV, zudem auch einer „Betriebs-
stätte“ im Sinne des § 3 Satz 3 InvZulG 19967 an, da sie Teil eines einheitlichen
räumlichen Ganzen und durch eine sachliche Verbindung wirtschaftlicher, finanziel-
ler und organisatorischer Art8 verklammert seien. Sie befänden sich schließlich auch
auf einem „räumlich zusammenhängenden Betriebsgebiet“ im Sinne des § 110 Abs. 1
Nr. 1 EnWG a.F.9

Jedenfalls aber stünden die PV-Anlagen gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 „sonst in un-37
mittelbarer räumlicher Nähe“ zueinander. Denn nach der Rechtsprechung der Fi-
nanzgerichte10 indiziere der räumliche Zusammenhang von Betriebsanlagen das Vor-
liegen einer einheitlichen „Betriebsstätte“; dies müsse auch umgekehrt gelten. Das
Wort „räumlich“ sei ebenso wie in § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG gebietsbezogen11 zu
verstehen.

Da § 19 Abs. 1 EEG 2009 von „Nähe“ und damit nicht zwingend von angrenzenden38
Grundstücken ausgehe, stünde dem auch nicht entgegen, dass zwischen den Hallen
1 – 3, 4 – 5 und 6 jeweils eine Straße liege. Dafür, dass die unmittelbare räumliche
Nähe im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009 gebietsbezogen zu verstehen und insbe-
sondere bei Anlagenparks anzunehmen sei, spreche auch die Gesetzesbegründung
zu der § 19 Abs. 1 ergänzenden Übergangsvorschrift § 66 Abs. 1a EEG 2009 (BT-Drs.
7Investitionszulagengesetz 1996 (InvZulG 1996) i. d. Fassung der Bekanntmachung v. 22.01.1996
(BGBl. I S. 60), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes v. 19. 12.1998 (BGBl. I S. 3779).

8Zur Auslegung der „Betriebsstätte“ i. S. v. § 3 Satz 3 InvZulG 1996 verweist die Anspruchsgegnerin
auf FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 31.01.2008 – 13 A 2235/05 B.

9Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 07.07.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), in der Fassung bis ein-
schließlich zur Änderung durch Art. 4 des Gesetzes zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie
im Eichgesetz sowie im Geräte- und Produktsicherheitsgesetz und zur Änderung des Verwaltungs-
kostengesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und des Energieleitungsausbaugesetzes v. 07.03.2011
(BGBl. I S. 338). § 110 EnWG wurde durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften vom 26.07.2011 (BGBl. I S. 1554) geändert.

10Hierfür verweist die Anspruchsgegnerin auf FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 31. Januar 2008 – 13 A
2235/05 B.

11Hierfür verweist die Anspruchsgegnerin auf BFH, Urt. v. 20.04.2009 – VII R 4403.
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17/15, S. 22). Die Zugehörigkeit aller PV-Anlagen zum „Solarpark [G. . . ]“ – also dem
schon der Firma der Betreiberinnen zu entnehmenden „Anlagen“- bzw. „Solarpark“
– vermittle daher die „unmittelbare räumliche Nähe“.

Dafür, dass ein einheitliches Betriebsgelände bzw. eine einheitliche Betriebsstätte als39
dasselbe „Grundstück“ im wirtschaftlichen Sinne oder als eine sonstige „unmittel-
bare räumliche Nähe“ i. S. v. § 19 Abs. 1 EEG 2009 zu werten sei, spreche auch, dass
§ 19 EEG 2009 leerliefe, wenn er weder auf Siedlungsstrukturen noch auf bspw. Be-
triebsgelände anwendbar sei.

Auch der dem § 19 Abs. 1 EEG 2009 zugrundeliegende Zweck, ein Renditestreben40
auf Kosten der Allgemeinheit zu vermeiden, greife insbesondere bei Anlagenparks.

Für eine vergütungsrechtliche Zusammenfassung der PV-Anlagen auf allen sechs41
Hallen spreche weiterhin, dass alle der in Nr. 5 b) der Empfehlung der Clearing-
stelle EEG vom 14. April 2009 – 2008/4912 aufgestellten, für eine vergütungsseitige
Anlagenzusammenfassung sprechenden Kriterien erfüllt seien, da u. a. alle Anlagen
vom selben Hersteller stammten und gemeinsame Infrastruktureinrichtungen nutz-
ten, alle Anlagen von einem Projektierer geplant, durch eine Investorin – die [t. . . ] –
finanziert, durch dieselbe Gesellschaft gebaut und zunächst von derselben Betreibe-
rin, der Anspruchstellerin, und nun von drei Betreibergesellschaften mit identischen
Gesellschaftern betrieben würden. Die Zuordnung der PV-Anlagen auf drei persone-
nidentische Gesellschaften sei zielgerichtet geschehen und stelle ein Anlagensplitting
im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009 dar.

Für eine Zusammenfassung spreche schließlich, dass ein die gesamtwirtschaftlichen42
Folgekosten bedenkender Anlagenbetreiber die Dächer verstärkt und die Dachflä-
chen zu mehr als 40 % mit Modulen ausgestattet hätte. Hierfür verweist die An-
spruchsgegnerin auf ein Schreiben der Anspruchstellerin an die Anspruchsgegnerin
vom 8. September 2009, in welchem das jeweilige Verhältnis von Moduloberfläche
zur Dachfläche einer jeden der sechs Hallen mit Werten von 39,9 % bis zu 45,2 % an-
gegeben wird. Auch zeige die Tatsache, dass das – die Halle 1 mit den Hallen 2 und
3 verbindende – Schleppdach nicht mit Modulen belegt sei, dass noch mehr Module
auf den Dächern hätten angebracht werden können. Da die Anspruchstellerin nach
eigener Aussage über ein umfangreiches Flächen-Portfolio verfüge, sei es ihr zudem
möglich gewesen, eine ähnliche Anzahl Module auf einer großen, stabileren Halle
statt auf sechs kleinen Hallen anzubringen. Die Standortwahl sei daher ganz bewusst
im Renditeinteresse getroffen worden.
12Abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/49.
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Mit inhaltsgleichen Anträgen vom 14. Juni und 17. Juni 2011 haben sich die An-43
spruchstellerin und die Anspruchsgegnerin an die Clearingstelle EEG gewandt und
beantragt, ein Votumsverfahren gemäß §§ 26 ff. VerfO13 durchzuführen.

Mit Beschluss vom 28. Juli 2011 hat die Clearingstelle EEG das Votumsverfahren44
angenommen. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtende Frage lautete:

Als wie viele Anlagen gelten zum Zwecke der Ermittlung der Vergü-
tung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator gem. § 19
EEG 2009 die Installationen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie, die auf den in der Gemarkung [G. . . ]

• auf den Flurstücken [2. . . 3/14]; [2. . . 1/2] unter der Anschrift [W. . .
Straße. . . ]

• auf Flurstück [2. . . 3/14] unter der Anschrift [W. . . Straße. . . ]

• auf Flurstück [2. . . 4/12] unter der Anschrift [W. . . Straße]

• auf Flurstück [35. . . /5] unter der Anschrift [S. . . ]

• auf Flurstück [2. . . 4/2] unter der Anschrift [A. . . ] 1 – 3

• auf den Flurstücken [36. . . /4] und [2. . . 5/6] unter der Anschrift
[W. . . Straße]

gelegenen Gebäuden angebracht sind ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Das Verfahren ist gemäß den Vorschriften der VerfO14 zustandegekommen und45
durchgeführt worden.

Die Clearingstelle EEG hat das Verfahren gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 VerfO nach dem46
übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen.

13Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung vom 06.04.2010, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.

14In der Fassung vom 06.04.2010, abrufbar über http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2011/19 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.

13

http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2011/19


Die Anspruchstellerin ist auch befugt, Partei dieses Votumsverfahren zu sein und47
Fragen im Zusammenhang mit einem Anspruch auf Vergütung gegen die Anspruchs-
gegnerin klären zu lassen, obgleich sie nicht mehr Anlagenbetreiberin ist und die
Vergütungsansprüche für den Strom aus den verfahrensgegenständlichen Anlagen
an dritte, den Anlagenbetrieb übernehmende Unternehmen (Erste bis Dritte Solar-
park [G. . . ]) abgetreten hat, welche die Vergütungsansprüche wiederum an die finan-
zierende [D. . . -Bank] abgetreten haben. Gemäß § 14 Abs. 2a VerfO können Verfah-
ren entsprechend den allgemeinen zivil- und zivilprozessrechtlichen Grundsätzen in
Prozessstandschaft geführt und damit fremde Rechte im eigenen Namen geltend ge-
macht werden. Die Voraussetzungen für eine gewillkürte Prozessstandschaft15 sind
erfüllt. Durch die am 14. Oktober und 1. Dezember 2009 sowie die am 22. und
27. April und 6. Mai 2010 geschlossenen Vereinbarungen haben die Anlagenbetreibe-
rinnen (Erste bis Dritte Solarpark [G. . . ]) die Anspruchstellerin zur Durchführung
eines Votumsverfahrens in Prozessstandschaft ermächtigt; dem stimmte die finan-
zierende Bank mit Schreiben vom 11. Mai 2010 zu. Die Anspruchstellerin hat als
ursprüngliche Zedentin der Vergütungsansprüche auch ein eigenes rechtliches und
schutzwürdiges Interesse an der Klärung von Fragen, die Vorfragen sind bzw. im
Zusammenhang stehen mit der Bestimmung der Höhe dieser Vergütungsansprüche.
U. a., weil die in den Projektkaufverträgen mit der Projektkäuferin ([t. . . ]) vereinbar-
ten Kaufpreiszahlungen an die Höhe der mit den verfahrensgegenständlichen Anla-
gen realisierbaren Vergütungsansprüche gekoppelt sind, kann das Ergebnis des Vo-
tums – sofern sich die Parteien das Ergebnis des Votums vertraglich zu eigen machen
– die eigene Rechtslage der Anspruchstellerin beeinflussen. Die Anspruchsgegnerin
ist durch die Prozessstandschaft der Anspruchstellerin nicht unbillig benachteiligt
und Vergütungsansprüche nach dem EEG sind auch übertragbare Rechte.

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus § 26 Abs. 1 VerfO. Den Partei-48
en ist gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben
worden. Gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 VerfO hat die Clearingstelle EEG einen Termin
zur mündlichen Erörterung bestimmt. Die Beschlussvorlage haben gemäß §§ 28, 24
Abs. 5 VerfO der Vorsitzende der Clearingstelle EEG Dr. Lovens und das Mitglied
15Die gewillkürte Prozessstandschaft setzt nach ständiger Rechtsprechung voraus, dass der Prozess-

standschafter vom Rechtsinhaber zur Prozessführung wirksam ermächtigt wurde und ein eige-
nes rechtschutzwürdiges Interesse an der Rechtsverfolgung hat, dass der Prozessgegner durch die
Prozessstandschaft nicht unbillig benachteiligt wird sowie grundsätzlich die Übertragbarkeit des
im Prozess geltend gemachten Rechts, BGH, Urt. v. 07.12.2001 – V ZR 65/01, abrufbar unter
www.bundesgerichtshof.de, unter II.1., mit weiteren Nachweisen, sowie BGH, Urt. v. 25.02.1969 –VI
ZR 241/67, zitiert nach juris, Rn. 33.
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der Clearingstelle EEG Dr. Pippke erstellt.

2.2 Würdigung

Die verfahrensgegenständlichen Solarstromanlagen gelten gemäß § 19 Abs. 149
EEG 2009 als vier Anlagen. Das ergibt sich aus der Anwendung der Empfehlung
der Clearingstelle EEG 2008/4916 auf den konkreten Fall.

Die auf den Hallen 1 und 3, 2, 4, 5 befindlichen Solarstromanlagen befinden sich50
jeweils auf einem Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne, die Anlagen auf Halle
6 befinden sich auf zwei Grundstücken im grundbuchrechtlichen Sinne (dazu unten
Abschnitt 2.2.1).

Dabei sind die auf den Hallen 1, 2 und 3 befindlichen Solarstromanlagen nach § 1951
Abs. 1 EEG 2009 zu einer Anlage zusammenzufassen, weil sie sich – soweit sie sich
nicht ohnehin auf demselben Grundstück befinden – in unmittelbarer räumlicher
Nähe i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 befinden. Gleiches gilt für die auf Halle
6 befindlichen Solarstromanlagen. Eine darüber hinausgehende Zusammenfassung
der Solarstromanlagen auf den Hallen 1 bis 6 gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 scheidet
aus, weil sie sich nicht in unmittelbarer räumlicher Nähe i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1
EEG 2009 befinden (dazu unten Abschnitt 2.2.2).

2.2.1 „Auf demselben Grundstück“

„Auf demselben Grundstück“ gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 befinden sich vor-52
liegend alle Solarstromanlagen, die sich jeweils auf ein und demselben Grundstück
im grundbuchrechtlichen Sinne befinden. Dies trifft für alle Anlagen zu, die sich
jeweils auf

• den Hallen 1 und 3,

• der Halle 2,

• der Halle 4,

• der Halle 5 und
16Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49.
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• dem auf dem Flurstück [36. . . /4] einerseits und [2. . . 5/6] andererseits befind-
lichen Teil der Halle 6

befinden.

Ein Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne sind alle Flurstücke, die entweder53
auf einem besonderen Grundbuchblatt (§ 3 GBO) aufgeführt oder, bei Führung ei-
nes gemeinschaftlichen Grundbuchblattes (§ 4 Abs. 1 GBO), im Bestandsverzeichnis
dieses Blattes unter einer besonderen laufenden Nummer gebucht sind.17

Da die Flurstücke [2. . . 3/14] und [2. . . 1/2], auf denen sich die Hallen 1 und 3 befin-54
den, vorliegend auf demselben Grundbuchblatt unter derselben laufenden Nummer
eingetragen sind, handelt es sich dabei um ein Grundstück im grundbuchrechtlichen
Sinne.

Die Halle 6 liegt auf zwei Flurstücken, die beide unter einer eigenen laufenden Num-55
mer im Grundbuch gebucht sind. „Auf demselben Grundstück“ befinden sich des-
halb nur die Solarstromanlagen auf Halle 6, die jeweils auf dem dem jeweiligen Flur-
stück zuzuordnenden Gebäudeteil installiert sind.

Die übrigen, mit den Hallen 2, 4 und 5 bebauten Flurstücke sind jeweils unter ei-56
ner eigenen laufenden Nummer im Grundbuch gebucht und stellen deshalb jeweils
eigene Grundstücke im grundbuchrechtlichen Sinne dar.

Eine Zusammenfassung der genannten Grundstücke im grundbuchrechtlichen Sin-57
ne zu einem Grundstück im wirtschaftlichen Sinne gemäß Nr. 3 der Empfehlung
2008/49 kommt nicht in Betracht.

Der wirtschaftliche Grundstücksbegriff, nach dem nicht auf das Grundstück im58
grundbuchrechtlichen Sinne, sondern auf die Bodenfläche abzustellen ist, die für sich
genommen eine wirtschaftliche Einheit bildet, ist nur in eng umgrenzten Ausnah-
mefällen zugrunde zu legen; dies ist namentlich dann der Fall, wenn anderenfalls der
Zweck der Regelung des § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009, die Umgehung der für die Ver-
gütungshöhe geltenden Leistungsschwellen durch Aufteilung in kleinere Einheiten
zu verhindern, gröblich verfehlt würde.18 Dafür besteht vorliegend kein Anlass (im
Einzelnen hierzu unten Abschnitt 2.2.2).
17Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Abschnitt 4.1.6, S. 38.
18Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 3 und Abschnitt 4.1.6, S. 38 f.
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Keine Grundstückszusammenfassung nach dem wirtschaftlichen Grundstücks-
begriff Das Zugrundelegen des wirtschaftlichen Grundstücksbegriffs führt bei der59
Anwendung des § 19 Abs. 119 EEG 2009 unter Berücksichtigung der Empfehlung
2008/49 nicht zu einer Zusammenfassung von mehreren Grundstücken im grund-
buchrechtlichen Sinne, sondern zu ihrer Aufteilung in kleinere Einheiten (also meh-
rere Grundstücke im wirtschaftlichen Sinne). Nr. 3 der Empfehlung 2008/49 bezieht
sich allein auf Fälle, in denen ein Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne meh-
rere Grundstücke im wirtschaftlichen Sinne umfasst, so dass trotz der Belegenheit
von Anlagen auf demselben Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne § 19 Abs. 1
Nr. 1, 1. Alt. EEG 2009 nicht erfüllt ist. Dies betrifft etwa Konstellationen, bei denen
auf einem großen Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne (z. B. einem Grund-
stück ehemaliger Landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften in den in Art. 3
des Einigungsvertrages genannten Gebieten) in größerem räumlichen Abstand und
unabhängig voneinander mehrere Anlagen realisiert werden.20

Dass bei der Anwendung von § 19 Abs. 1 EEG 2009 nicht auch eine Zusammenfas-60
sung von mehreren Grundstücken im grundbuchrechtlichen Sinne zu einem einzi-
gen Grundstück i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 in Betracht kommt, ergibt sich
bereits daraus, dass die Regelung als Kriterium für eine Zusammenfassung von Anla-
gen, die sich nicht auf demselben Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne befin-
den, allein die „unmittelbare räumliche Nähe“ zwischen den Anlagen vorsieht. § 19
Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 enthält demgegenüber keinen Ansatzpunkt für eine Zusam-
menfassung von Grundstücken. Eine andere Betrachtung ließe sich mit der Systema-
tik und dem Sinn und Zweck der Regelung nicht vereinbaren, denn sie führte dazu,
dass Anlagenkonstellationen, deren vergütungsseitige Zusammenfassung nach dem
Willen des Gesetzgebers von dem Kriterium der „unmittelbaren räumlichen Nähe“
abhängen soll, nach anderen, insbesondere (betriebs-)wirtschaftlichen Aspekten zu
entscheiden wäre. Damit würde der Anwendungsbereich der 1. Alternative der Re-
gelung ohne sachlichen Grund zulasten der 2. Alternative erheblich ausgedehnt.

Umgekehrt führt die Beschränkung des Anwendungsbereichs der 1. Alternative auf61
Grundstücke im grundbuchrechtlichen Sinne bzw. eine Aufteilung eines solchen
19Weder die Empfehlung 2008/49 noch dieses Votum betreffen die Frage, ob bei anderen Vorschrif-

ten des EEG 2009 nach deren Sinn und Zweck ein hiervon abweichender wirtschaftlicher Grund-
stücksbegriff in Betracht kommt. Zum Grundstücksbegriff des § 5 Abs. 1 Satz 2 EEG 2009 vgl.
Hinweisverfahren 2011/23, nähere Informationen hierzu abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/23.

20Auf diesen Fall wird in der Empfehlung 2008/49 in Abschnitt 4.1.6, S. 39 oben, Fn. 90, ausdrücklich
hingewiesen.
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Grundstücks in mehrere Grundstücke im wirtschaftlichen Sinne nicht dazu, dass
es in Konstellationen, in denen mehrere Grundstücke im wirtschaftlichen Sinne vor-
liegen, ggf. trotz Vorliegens einer unmittelbaren räumlichen Nähe nicht zu einer
vergütungsseitigen Zusammenfassung käme. Denn für die Annahme mehrerer wirt-
schaftlicher Grundstücke als Teil eines einheitlichen Grundstücks im grundbuch-
rechtlichen Sinne sind nach der Empfehlung 2008/49 die selben Kriterien wie für
die Annahme einer „unmittelbaren räumlichen Nähe“ nach der 2. Alternative des
§ 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 maßgeblich.

Es ist daher unerheblich, ob sich die verschiedenen Grundstücke vorliegend als Be-62
standteile eines einheitlichen „Betriebsgeländes“ oder einer einheitlichen „Betriebs-
stätte“ darstellen.

Umgekehrt besteht für eine Aufteilung der verschiedenen Grundstücke im grund-63
buchrechtlichen Sinne in mehrere Grundstücke im wirtschaftlichen Sinne vorliegend
kein Anlass. Denn auf keinem der Grundstücke existiert mehr als eine wirtschaftli-
che Einheit.

2.2.2 „Oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe“

Hallen 1 bis 3 Die Solarstromanlagen auf den Hallen 1 und 3, die bereits wegen64
ihrer Belegenheit auf demselben Grundstück als eine Anlage gelten, befinden sich in
unmittelbarer räumlicher Nähe zu den auf der Halle 2 installierten Anlagen.

Von einer unmittelbaren räumlichen Nähe i. S. d. § 19 Abs. 1 EEG 2009 ist bei Solar-65
stromanlagen in aller Regel dann auszugehen, wenn

• sie auf aneinander grenzenden Grundstücken in Betrieb genommen wurden,

• die hierdurch gemäß Nr. 4 a) der Empfehlung 2008/4921 begründete widerleg-
liche Vermutung der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ nicht durch eines der
in Nr. 5 a) der Empfehlung 2008/4922 genannten Kriterien erschüttert wird,

• außerdem die Solarstromanlagen auf unmittelbar aneinander grenzenden Ge-
bäuden installiert wurden und

21Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 4 a).

22Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 5 a).
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• unter wertender Berücksichtigung der in Nr. 5 b) der Empfehlung 2008/4923

genannten Kriterien als Bestandteile einer einheitlichen Installation anzusehen
sind.24

Es stellte eine Umgehung der Vergütungsschwellen des § 33 Abs. 1 EEG 2009 dar,66
wenn eine derart konzipierte PV-Installation vergütungsrechtlich nicht als eine An-
lage gelten würde. Denn die Belegenheit auf verschiedenen Grundstücken und Ge-
bäuden könnte in einem solchen Fall hinweggedacht werden, ohne dass sich die In-
stallation grundlegend anders darstellte. Damit rechtfertigen die Umstände in einem
solchen Fall keine höhere Vergütung als eine vergleichbare Anlage auf einem einzi-
gen Gebäude erhalten würde.

Vorliegend greift die widerlegliche Vermutung für eine unmittelbare räumliche Nähe67
gemäß Nr. 4 a) der Empfehlung 2008/49, weil die Halle 2 auf einem an das Grund-
stück mit den Hallen 1 und 3 grenzenden Grundstück in Betrieb genommen wurde.
Diese Vermutung wird durch keines der in Nr. 5 a) der Empfehlung 2008/49 genann-
ten Kriterien widerlegt. Insbesondere handelt es sich bei den Hallen 1 bis 3 nicht um
alleinstehende Gebäude.

Vielmehr grenzen die Hallen 1 bis 3 unmittelbar aneinander und sind Bestandteile68
eines zusammenhängenden, einheitlichen Gebäudekomplexes. So sind sie baulich
miteinander verbunden, da die Hallen 2 und 3 nur durch eine Brandschutzmauer
voneinander getrennt und die Hallen 1, 2 und 3 durch ein Schleppdach miteinander
verbunden sind, und verfügen über einheitliche Versorgungseinrichtungen.

Schließlich stellen sich die Solarstromanlagen auf den Hallen 1 bis 3 unter Berück-69
sichtigung der in Nr. 5 b) der Empfehlung 2008/49 genannten Kriterien als Be-
standteile einer einheitlichen Installation dar. So ist von einem identischen Errich-
ter/Projektierer, einem identischen Hersteller der Anlagen, einer identischen kon-
kreten Auslegung der Anlagen, gemeinsam genutzten Infrastruktureinrichtungen
und gemeinsamem Betriebspersonal auszugehen. Darüber hinaus ist die Installati-
on auf den Hallen 2 und 3 erkennbar zusammengehörend konzipiert und realisiert
23Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 5 b).
24Im Unterschied zur Rechtslage unter dem § 11 Abs. 6 EEG 2004 ergibt sich aus der Existenz

mehrerer „Gebäude“ im Anwendungsbereich des § 19 Abs. 1 Nr. 1, 2. Alternative EEG 2009 da-
mit nicht zwingend, dass von einer vergütungsrechtlichen Zusammenfassung abzusehen wäre; vgl.
hierzu Clearingstelle EEG, Votum v. 24.07.2009 – 2008/1, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/1. Vielmehr können sich – unter den genannten Voraussetzungen – Solarstroman-
lagen auf aneinander grenzenden Gebäuden in „unmittelbarer räumlicher Nähe“ gemäß § 19 Abs. 1
Nr. 1 EEG 2009 befinden.
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worden. Denn die Fläche der beiden Dächer ist in einer Weise belegt worden, als
läge nur ein Gebäude mit nur einer Dachfläche vor.

Damit ist eine unmittelbare räumliche Nähe der auf dem Dach der Halle 2 befindli-70
chen Anlagen zu den Anlagen auf dem Grundstück mit den Hallen 1 und 3 gegeben.

Halle 6 Gleiches gilt für die Solarstromanlagen, die sich auf der Halle 6 befin-71
den. Die Halle 6 erstreckt sich über zwei Grundstücke im grundbuchrechtlichen
Sinne. Da diese unmittelbar aneinander grenzen, greift insoweit die Vermutung ei-
ner unmittelbaren räumlichen Nähe. Diese wird nicht durch Kriterien aus Nr. 5 a)
der Empfehlung 2008/49 widerlegt. Es handelt sich nicht nur um aneinandergren-
zende Grundstücke, sondern sogar um ein einheitliches Gebäude. Unter wertender
Berücksichtigung der Kriterien aus Nr. 5 b) der Empfehlung 2008/49 ist hinsichtlich
der auf Halle 6 befindlichen Module von einer einheitlichen Installation auszugehen;
die Kriterien aus Nr. 5 b) sind sämtlich erfüllt.

Hallen 4 bis 6 Im Übrigen befinden sich die Solarstromanlagen auf den Hallen 472
bis 6 jeweils nicht gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 „sonst in unmittelbarer räum-
licher Nähe“ zueinander oder zu den auf den Hallen 1 bis 3 befindlichen Anlagen.
Denn die Verteilung der Anlagen auf den verschiedenen Hallendächern ist nicht
zum Zweck der Umgehung der Vergütungsschwellen des § 33 Abs. 1 EEG 2009 er-
folgt. Da weder die grundbuchrechtliche Grundstückssituation noch die Gebäude im
Zusammenhang mit der Errichtung der Fotovoltaikanlagen hergestellt wurden, ist
vorliegend maßgeblich, dass sich die Anlagen jeweils auf alleinstehenden Gebäuden
befinden.

Dabei kann offen bleiben, ob die Grundstücke überhaupt alle „aneinander gren-73
zen“. Nach der Empfehlung 2008/49 wird widerleglich vermutet, dass sich Anlagen
„sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe“ befinden, wenn die Grundstücke anein-
ander grenzen.25 Zweifel daran bestehen insbesondere insoweit, als das Grundstück
mit der Halle 6 durch ein Straßengrundstück von dem Grundstück mit den Hallen
1 und 3 und durch ein Grundstück mit Bebauung von dem Grundstück mit Halle
2 getrennt ist. Zudem liegt zwischen dem Grundstück mit Halle 1 und 3 und den
Grundstücken mit den Hallen 4 und 5 das Straßen- und Flussgrundstück „[Z. . . ]“.
Nach der Empfehlung 2008/49 bedeutet „unmittelbar“, dass die Anlagen auf zwar
25Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 4 (a) und Abschnitt 4.2.6, S. 51.
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durch eine gebuchte Grenze getrennten, ansonsten aber unmittelbar, d. h. durch kein
weiteres Grundstück getrennten Grundstücken belegen sind.26

Denn selbst wenn die Grundstücke im Sinne der Empfehlung 2008/49 unmittelbar74
aneinander grenzten und damit die widerlegliche Vermutung griffe, würde diese un-
ter wertender Betrachtung des Sachverhalts unter Berücksichtigung der in Nr. 5 der
Empfehlung 2008/49 genannten Kriterien erschüttert.

Zwar sind vorliegend, wie bereits ausgeführt, einige der in Nr. 5 b) der Empfehlung75
2008/49 aufgeführten Kriterien, die für eine Umgehung der EEG-rechtlichen Vergü-
tungsschwellen sprechen können, erfüllt.

Jedoch ist auch das in Nr. 5 a) ii. der Empfehlung 2008/49 genannte Kriterium er-76
füllt.27 Hiernach ist bei alleinstehenden Gebäuden, auf oder an denen PV-Anlagen
angebracht sind, regelmäßig nicht von einer Umgehung der EEG-rechtlichen Vergü-
tungsschwellen auszugehen.28 Vielmehr kommt es in diesen Konstellationen nicht
einmal auf das Parzellierungs- bzw. Inbetriebnahmedatum an, das im Übrigen ge-
mäß der Empfehlung 2008/49 für die Beweislastverteilung entscheidend ist.29

Sind sowohl Kriterien aus dem Katalog unter Nr. 5 a) als auch aus dem unter Nr. 5 b)77
der Empfehlung 2008/49 erfüllt, muss die Entscheidung, welche Kriterien schwerer
wiegen, anhand einer wertenden Gesamtschau getroffen werden. Dem Kriterium der
alleinstehenden Gebäude, auf oder an denen PV-Anlagen angebracht sind, ist dabei
besondere Bedeutung beizumessen, da es sich nicht nur um ein energieträgerspezi-
fisches, sondern zudem um ein auf einen ganz bestimmten Sachverhalt bezogenes
Kriterium handelt.30

Im Rahmen dieser wertenden Gesamtschau ist der Sinn und Zweck der in Nr. 4 und78
5 der Empfehlung 2008/49 dargestellten Kriterien zu berücksichtigen.

Insofern ist vorliegend maßgeblich, dass weder die grundbuchrechtliche Grund-79
stückssituation noch die Gebäude im Hinblick auf die Errichtung der PV-Anlagen
26Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Abschnitt 4.2.6, S. 53.
27Hierin liegt der entscheidende Unterschied zu den Anlagen auf den Hallen 1 bis 3, die unmittelbar

aneinander grenzen und Bestandteile einer einheitlichen Konzeption sind, s.o. Rn. 65 ff.
28Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009, – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empf/2008/49, 4.3.3 unter (c).
29Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009, – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empf/2008/49, 4.2.6 unter 2.
30Ähnlich wie das unter Nr. 5 a) i. genannte Kriterium der Baugenehmigung unter Anwendung des

Privilegierungstatbestands aus § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB für Biomasseanlagen.
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hergestellt wurden, sondern vielmehr der tatsächlich vorgefundene Bestand genutzt
wurde. Änderungen des Grundbuchs sind seit dem 5. Dezember 200731 nicht erfolgt.
Auch die Gebäude existierten zu diesem Zeitpunkt bereits und wurden von der
[S. . . Group] zu wirtschaftlichen Zwecken genutzt. Ein Zusammenhang zwischen
der Errichtung und grundbuchmäßigen Belegenheit der Gebäude und der Installati-
on der Solarstromanlagen ist nicht erkennbar.

Dem Kriterienkatalog unter Nr. 5 a) der Empfehlung 2008/49 liegt der Ansatz zu-80
grunde, dass es gegen eine Umgehung der EEG-rechtlichen Vergütungsschwellen
spricht, wenn Grundstücksteilungen nicht im Hinblick auf die zu errichtende An-
lage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien, sondern aus anderen
Gründen vorgenommen werden. Das gilt erst recht in Fällen wie dem Vorliegenden,
in denen keine Grundstücksteilung stattfindet, sondern die bestehende grundbuch-
rechtliche Situation unverändert bleibt. Von einer Umgehung der EEG-rechtlichen
Vergütungsschwellen ist vor diesem Hintergrund nicht auszugehen.

Dafür bietet auch die vorliegend gewählte Belegung der einzelnen Hallendächer kei-81
nen Anhaltspunkt. Bereits die auf den einzelnen Dächern installierte Leistung liefert
keinen Anhaltspunkt für eine Umgehung von Vergütungsschwellen. Denn auf allen
Dächern ist die zweite Vergütungsschwelle (bis 100 kW) deutlich überschritten (s.
o. Rn. 14), so dass die installierte Leistung auf den Dächern 1 bis 6 jeweils in die
dritte Vergütungsstufe (> 100 kW bis einschließlich 1 MW) und auf den Dächern
1 bis 3 zusammengenommen in die vierte Vergütungsstufe (ab 1 MW) fällt. Eine
Umgehung hätte allenfalls – ohne dass dies hier zu entscheiden wäre – eine Belegung
nahelegen können, bei der die Vergütungsschwellen jeweils entweder unterschritten
oder allenfalls geringfügig überschritten worden wären. Das ist vorliegend aber nicht
der Fall.

Darüber hinaus ist der Vortrag der Anspruchstellerin, wonach die Anzahl der auf82
den Hallen 1 bis 6 angebrachten PV-Module nicht auf weniger als 6 Hallen hätte
verteilt werden können, weil die Belegung anderenfalls über die maximal mögliche
Auflastung der Dächer hinausgegangen und außerdem hinsichtlich der Schattenzo-
nen weniger effizient gewesen wäre, schlüssig und nachvollziehbar. Insbesondere auf
dem in der mündlichen Erörterung zur Akte gereichten Luftbild ist erkennbar, dass
sich auf den Dächern verschiedene Aufbauten – Lichtkuppeln und Klimatechnik,
31Dieses Datum, an dem das Bundeskabinett den Gesetzentwurf zum EEG 2009 beschlossen hat,

ist nach der Empfehlung 2008/49 für die Frage des Vertrauensschutzes bzw. der Umgehungs-
absicht maßgeblich; vgl. Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/49, Abschnitt 4.2.6, insbes. S. 52 ff.
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in einem Fall eine Brandschutzwand – sowie erhöhte Außenkanten befinden, de-
ren Schattenwurf die Nutzung der zur Verfügung stehenden Dachflächen zur So-
larstromerzeugung einschränkt. Die Anspruchstellerin hat plausibel dargelegt, dass
eine Nutzung der vom Schattenwurf betroffenen Flächen wegen der nicht unerheb-
lichen Minderung des zu erwartenden Solarstromertrages in diesen Bereichen un-
terlassen wurde und nur die schattenfreien Areale mit PV-Modulen versehen wur-
den. Auch die Unterlassung einer Nutzung des zwischen den Hallen 1, 2 und 3
vorhandenen abgesenkten Schleppdachs ist wegen des dort durch die aufragenden
Seitenwände stattfindenden Schattenwurfs nachvollziehbar. Dass die Belegung dem-
nach allein nach dem Kriterium der möglichst effizienten Nutzung der ingesamt
verfügbaren Dachfläche erfolgte, nicht aber dazu, die Vergütungsschwellen des § 33
Abs. 1 EEG 2009 zu unterlaufen, erscheint vor diesem Hintergrund plausibel. Die
Anspruchsgegnerin ist diesem Vortrag in der mündlichen Erörterung nicht mehr
substantiiert entgegengetreten.

Der Umstand, dass es möglicherweise an anderen Standorten Gebäude mit effizien-83
ter nutzbaren Dachflächen gibt, begründet keinen Anhaltspunkt dafür, dass die Be-
legung der Hallen der Umgehung der EEG-rechtlichen Vergütungsschwellen diente.
Käme es auf diesen Umstand an, wäre immer dann von einer Umgehung auszuge-
hen, wenn nicht der jeweils effizienteste Standort gewählt worden wäre. Dabei wäre
zudem unklar, ob es auf alle möglichen oder nur auf alle – zu vergleichbaren Kondi-
tionen verfügbaren – Standorte ankäme und welches Gebiet dabei zu betrachten wä-
re. Dem Gesetz lässt sich das Erfordernis eines solchen Alternativenvergleichs nicht
entnehmen. Es kommt vielmehr allein auf den jeweils von der Anlagenbetreiberin
bzw. dem Anlagenbetreiber gewählten Anlagenstandort an.

Insofern ist vorliegend maßgeblich, dass es sich bei den Hallen 1 bis 3 einerseits und84
4, 5 und 6 andererseits um jeweils alleinstehende Gebäude(komplexe) handelt.

Alleinstehende Gebäude auf verschiedenen Grundstücken entsprechen der üblichen85
Siedlungsstruktur bebauter Ortsteile. Der Gesetzgeber hat nicht beabsichtigt, dass
bei einer Ausnutzung solcher Siedlungsstrukturen Solarstromanlagen auf benach-
barten oder sonst räumlich nahe gelegenen Gebäuden vergütungsseitig nach § 19
Abs. 1 EEG 2009 zusammenzufassen sind. Im Gegenteil sollte es auch bei benachbar-
ten Grundstücken grundsätzlich möglich sein, jeweils eine „eigene“ Anlage auf dem
Dach realisieren zu können, ohne dass die dafür zu erwartende Vergütung durch
etwaige auf dem Nachbargrundstück bereits vorhandene Anlagen verringert wird.
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Darauf wird in der Gesetzesbegründung zu § 19 Abs. 1 EEG 2009 ausdrücklich hin-
gewiesen:

„Vom räumlichen Zusammenhang nicht erfasst werden Fälle, in denen
auf Häusern benachbarter Grundstücke Fotovoltaik-Anlagen angebracht
werden, da hier eine Nähe zwangsläufig aus der Siedlungsstruktur sowie
der Fotovoltaik-Technik folgt.“32

Damit ist es vorliegend auch unerheblich, dass die Solarstromanlagen auf den Hal-86
len 4 und 5 über einen gemeinsamen Netzverknüpfungspunkt in das Netz der An-
spruchsgegnerin einspeisen. Die gemeinsame Nutzung von Infrastruktureinrichtun-
gen führt jedenfalls nicht dazu, dass die Einrichtungen als Bestandteil einer einheit-
lichen „Anlage“ i. S. d. § 3 Nr. 1 EEG 2009 zu sehen sind.33 „Anlage“ i. S. d. § 3 Nr. 1
EEG 2009 ist im Bereich der Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie das ein-
zelne Modul, weil dieses für sich genommen in der Lage ist, Strom zu erzeugen.34

Mehrere Module können danach – selbst wenn man, wie die Anspruchsgegnerin vor-
trägt, die Rechtsprechung des OLG Brandenburg zum Anlagenbegriff des § 3 Nr. 1
EEG 2009 bei Biomasseanlagen zugrunde legte35 – in keinem Fall eine einheitliche
Anlage i. S. d. § 3 Nr. 1 EEG 2009 bilden.

Darüber hinaus hat die gemeinsame Nutzung einer Infrastruktureinrichtung36 vor-87
liegend auch nicht zur Folge, dass sich die Anlagen auf den Hallen 4 und 5 gemäß
§ 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 in unmittelbarer räumlicher Nähe befinden. Zwar soll
die Verbindung mehrerer Anlagen durch Infrastruktureinrichtungen nach der Ge-
setzesbegründung zu § 19 Abs. 1 EEG 2009 grundsätzlich ein Indiz für das Vorliegen
einer unmittelbaren räumlichen Nähe begründen, jedoch soll von einem räumlichen
Zusammenhang im Falle von Fotovoltaikanlagen auf Häusern benachbarter Grund-
32BT-Drs. 16/8148, S. 51.
33So auch die Gesetzesbegründung, BT-Drs. 16/8148, S. 38; näher zum Anlagenbegriff Clea-

ringstelle EEG, Empfehlung v. 01.07.2010 – 2009/12, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2009/12.

34Clearingstelle EEG, zuletzt Hinweis v. 15.06.2011 – 2011/11, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2011/11, Leitsatz 1 sowie Abschnitt 2.1; s. auch Emp-
fehlung v. 10.06.2009 – 2009/5, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/5,
Abschnitt 4.2, S. 9, mit weiteren Nachweisen.

35OLG Brandenburg, Urt. v. 16.09.2010 – 12 U 79/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/1050.

36Vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 51.
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stücke gerade nicht auszugehen sein,37 weil die Verteilung der Anlagen hier der Sied-
lungsstruktur folgt und nicht der vergütungsrechtlichen Optimierung.

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die Installation von Solarstromanlagen auf88
verschiedenen Gebäuden benachbarter Grundstücke grundsätzlich keine Synergie-
effekte begründet, die die durch eine vergütungsseitige Zusammenfassung eintreten-
de geringere Gesamtvergütung notwendig machen könnte.38 Insbesondere sind re-
gelmäßig jeweils gesonderte rechtliche (z. B. Pachtvertrag, Baurecht) und technische
(z. B. Verkabelung, Wechselrichter) Anforderungen zu erfüllen.

Ein etwaiger wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen solchen Gebäuden rechtfer-89
tigt keine andere Betrachtung. Das ergibt sich bereits daraus, dass Grundstücksei-
gentümer und Anlagenbetreiberinnen nicht identisch sein müssen und die vergü-
tungsseitige Zusammenfassung nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 ausdrücklich „unabhän-
gig von den Eigentumsverhältnissen“ erfolgt. Selbst wenn also Gebäude auf benach-
barten Grundstücken demselben Eigentümer gehören oder die darauf befindlichen
Solarstromanlagen von demselben Betreiber betrieben werden, befinden sich die So-
larstromanlagen nicht allein deshalb „in unmittelbarer räumlicher Nähe“. Damit
kommt es vorliegend auch nicht darauf an, ob die PV-Installationen auf den Hal-
len 1 bis 6 von der Anspruchstellerin bzw. den Anlagenbetreiberinnen einheitlich
als „Solarpark [G. . . ]“ bezeichnet werden.

Ebenfalls unerheblich ist, wie viele „Anlagen“ der Bundesnetzagentur gemeldet wur-90
den. Die Meldung ist nach § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009 Voraussetzung für den Ver-
gütungsanspruch; sie ist jedoch nicht maßgeblich dafür, welche der Anlagen zum
Zweck der Ermittlung der Vergütung nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 zusammenzufas-
sen sind.

Dem Ergebnis kann nicht entgegengehalten werden, dass die Regelung in § 19 Abs. 191
EEG 2009 leer liefe, wenn sie weder auf vorfindliche Siedlungsstrukturen noch auf
Betriebsgelände anwendbar sei (s. o. Rn. 39). Da bei PV-Installationen jedes einzelne
Modul die „Anlage“ i. S. d. § 3 Nr. 1 EEG 2009 bildet,39 wären die auf einem Dach
befindlichen Module ohne die Regelung in § 19 Abs. 1 EEG 2009 jeweils als einzel-
ne Anlagen mit dem höchsten Vergütungssatz nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 zu
37Vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 51, zitiert oben in Rn. 85.
38Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Nr. 2 und Abschnitt 4.2.6. So auch Reshöft, in: Reshöft (Hrsg.), EEG Kom-
mentar, 3. Aufl. 2009, § 19 Rn. 26.

39Clearingstelle EEG, Hinweis v. 15.06.2011 – 2011/11, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/11, Leitsatz 1 sowie Abschnitt 2.1.
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vergüten. Erst durch die fiktive Zusammenfassung dieser Anlagen sind deshalb die
Vergütungsschwellen des § 33 Abs. 1 EEG 2009 für diese Installationen überhaupt
anwendbar.

Dr. Lovens Dr. Pippke Dr. Winkler
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